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BGB §§ 366, 367

Zur Frage der Anwendung der §§ 366, 367 BGB, 
wenn nach Tilgung einer Hauptschuld eine gering­
fügige Nebenschuld (Wechselspesen} bestehen­
bleibt, und diese in eiiie neue Forderungsauf­
stellung aufgenommen wird»
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Der VIIIo Zivilsenat des Bundesgerichtshofs hat auf 
die mündliche Verhandlung vom 5o Februar 1969 unter Mit­
wirkung des Senatspräsidenten Dr. Haidinger sowie der 
Bundosrichter Kr. Gelhaar, Dr. Mezger, Mormann und Braxmaier

für Recht erkannt:

Auf die Revision des Klägers wird das Urteil des 
Oberlandesgerichts Karlsruhe - 5- Zivilsenat in 
Freiburg - vom 29» Dezember 1966 aufgehoben.
Auf die Berufung des Klägers wird das Urteil des
Landgerichts Offenburg vom 5° Oktober 1965 im

\Kostenpunkt und insov/eit teilweise abgeändert, 
als die Klage abgewiesen worden ist (Nr. 2 und 3 
des Urteilsspruchs):
1, Die Zwangsvollstreckung der Beklagten gegen die 

Firma Maschinenbau GmbH, vertreten
durch deren Geschäftsführer Walter in

in die 2inserbrennschneidemaschine.,= 
die durch den Gerichtsvollzieher Adolf S c h ^ p  
im Aufträge der Beklagten am 13» März 1965 ge­
pfändet wurde, ist unzulässig.

2. Die Kosten aller Rechtszüge werden der Beklagten 
auferlegt, mit Ausnahme eines Betrages von 50 DM, 
den der Kläger zu seinen eigenen außergerichtlichen 
Kosten des 1. Rechtszuges beizutragen hat.

Das Urteil ist vorläufig vollstreckbar.

Von Rechts wegen

JLaw – Gesetze und Urteile
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Tatbestand:

in S
Der Klägerer vermietete am 30. Juni 1962 seine Fabrik 

an die Maschinenbau S GmbH (MBS). Der
Klager stundete ihr von Anfang an die Miete und gab ihr 
in den Jahren 1962 und 1963 Darlehen in Höhe von insgesamt 
105 000 DM. Am 4* Januar 1964 schlossen der Kläger und die 
MBS folgenden Sicherungsübereignungsvertrags

"Zur Sicherung aller Ansprüche und Forderungen aus 
Kapital, Miete, Zinsen und Kosten, welche (dem Kläger) 
aus Darlehensgewährung in1den Jahren 1962 und 1963 mit einem Bndbetrag von DM 105*000,—  und Vermietung ... 
zustchcn und erwachsen worden, überträgt die MBS alle 
in der Inventurliste per 31«12.1963, welche ein wesent­
licher Bestandteil dieses Vertrages ist, aufgeführten, 
unbelasteten Gegenstände an den ‘Kläger* zu Bigentum. ... 
(Der Wert der Gegenstände wird auf ca. DM 60.000,—  
geschätzt. Außerdem werden übereignet: Schnittholz­
vorrat im Wert von ca„ DM 3*000,—  lagernd Im 1. Stock 
des Fabrikgebäudes, Rohstoffe und Halbfertigfabrikate 
im Wert von ca. DM 9*000,— , lagernd daselbst im SG). 
Hinsichtlich dieser Waren und der Y/erkzeuge verpflichtet 
sich die MBS, welche befugt ist, diese Gegenstände zu 
verwerten, den Bestand laufend zu ergänzen. ...
(Der Kläger) gibt die Gegenstände im »selben Zeitpunkt, 
zu welchem die MBS ihren Zahlungsverpflichtungen nach­gekommen ist, frei.
Sollte die MBS diesen Verpflichtungen 6 Monate nach 
Anforderung durch (den Kläger) nicht nachgekommen sein, 
so ist der Klager.: befugt, die Gegenstände freihändig zu veräußern."

'In der Inventurliste waren u.a. aufgeführt 1 Trennjäger 
und 1 Brennschneidemaschineo Diese Maschinen hatte die Be­
klagte geliefert, und zwar den Trennjäger am 9* April 1963 
zum Rechnungsbetrag von 2 525,25 EM und die Brennschneide­
maschine kurze Zeit später zum Rechnungsbetrag von 2 307,70 DM 
= zusammen 4 832,95 DM. Hach der Behauptung der Beklagten hat
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sic beide Maschinen der MBS unter Eigentumsvorbehalt verkauf- 
In den Jahren 1963 und 1964 lieferte die Beklagte noch zahl­
reiche weitere Maschinen an die MBS« Am 13« März 1965 pfän­
dete die Beklagte wegen einer Forderung von 1 727»70 DM 
UoUc die beiden oben genannten Maschinen« Der Kläger hat 
der Pfändung unter Berufung auf sein angebliches Sicherungs- 
eigontum v/idersprochen« Bas Landgericht hat die Vollstreckung 
in den Trennjäger für unzulässig erklärt und die Klage hin­
sichtlich der Brennschneidemaschine abgewiesen« Bas Berufungj 
gericht hat die Berufung des Klägers gegen die Teilabweisung 
zurückgewiesen und die Revision zugelassen« Mit dieser ver­
folgt der Kläger seine früheren Anträge weiter* in erster 
Linie, auch die Zwangsvollstreckung in die Brennschneide- 
maschinc für unzulässig zu erklären, hilfsweise, dem Kläger 
wegon seiner Mietforderung in Höhe von 21 600 DM vorzugs­
weise Befriedigung einzuräumen« Die Beklagte war trotz 
ordnungsmäßiger Ladung im Termin nicht vertreten« Der Kläger 
beantragte Versäumnisurteil»

Entscheidungsgründe s 1

1. In erster Linie streiten die Parteien darüber, ob 
der Sicherungsübereignungsvertrag zwischen dem Kläger und 
der MBS rechtswirksam ist, obgleich er kein ausdrückliches 
Besitzkonstitut (§ 930 BGB) enthält» Bas Berufungsgericht 
legt den Vertrag dahin aus, daß die Vertragsparteien hier 
- wenigstens stillschweigend (schlüssig) - ein Leihverhält­
nis vereinbart haben« Dagegen ist nichts einzuwenden« Der 
Wortlaut des Vertrages und die Umstände, unter denen die 
Beteiligten den Vertrag geschlossen haben, boten ausreichen~ 
de Anhaltspunkte für diese Auslegung«
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20 Die Parteien streiten weiter darüber, ob die Beklagte 
die Bronnschneidemaschine an die MBS unter Eigentumsvorbe­
halt verkauft hat, ferner, ob die MBS den Kaufpreis noch 
nicht vollständig getilgt hat und das Eigentum deshalb noch 
nicht auf die MBS und von dieser auf den Kläger übergegan­
gen ist. Insoweit ist folgendes unstreitig;

Die MBS bestellte die Maschine schriftlich auf einem 
eigenen "Lieferschein11 - Pormular, auf dem handschriftlich 
die Maschine nebst Zubehör, der Preis von 2 455 DM und die 
Zahlungsbedingungen vermerkt waren. Am unteren Band trug 
das Formular den Vermerk: "Die gelieferte Ware bleibt bis 
zur vollständigen Bezahlung Eigentum des Lieferanten". Die 
Beklogte hat die Bestellung nicht schriftlich bestätigt.
Ihre Rechnung vom 25. April 1965 belief sich, unter Zubilli­
gung eines Rabatts von.6 $ (= 147,30 DM) auf 2 307,70 DM 
und trug folgenden Zahlungsvermerk:

"(Zahlung) nach Vereinbarung, 1/3 als Scheck,Rest Akzept für 3 Monate, das evtl, verlängert 
werden kann."

Die MBS leistete ihre Zahlungen zugleich auf diese 
Rechnung und die Rechnung für den Trennjäger .Gesamtbetrag 
4 832,95 Dil) in der Weise, daß sie am 10. Mai 1963 einen 
Teilbetrag von 1 652,95 DM entrichtete und über den Rest 
von 3 180 DM einen Wechsel (Wechsel I) gab. Auf diesen Wechsel 
wurden - unter Prolongierung jeweils des Restes - wiederholt 
Teilbeträge und am 5* Februar 1964 der Rest bezahlt. Jedoch 
stand für Diskontspesen per 13. November 1963 hoch ein Rest­
betrag von 23 DM aus. Dieser letztere Betrag wurde per 
13. November 1963 in einer Aufstellung der Beklagten über 
ihre aus weiteren Lieferungen im Jahre 1963 sich ergebende
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Gesamtforrierung gegen die MBS aufgenommen0 Biese Aufstellung 
schloß mit einem Betrag von 3 154,44 BM. Über diesen Betrag 
akzeptierte die MBS einen Wechsel (Wechsel II), der wie 
der Wechsel I auf den 5. Februar 1964 fällig gestellt war» 
Hierauf bezahlte die MBS in der Zeit vom 5» Mai bis 5« No­
vember 1964 2 554,44 BM, so daß noch ein Betrag von 600 BM
offenblieb«

3. Bas Berufungsgericht nimmt an, daß die Beklagte mit 
der MBS rochtsv/irksam einen Bigentumsvorbehalt vereinbart 
habe, daß jedoch die erwähnten 23 BM Biskontspesen noch 
offenstanden und aus diesem Grunde die Beklagte nach v/ie 
vor Eigentümer der Maschine sei. Bas erste kann offen- 
bloibcn; das zweite greift die Revision im Ergebnis mit 
Hecht an.

Richtig ist allerdings insoweit der Ausgangspunkt des 
Berufungsgerichts: Auf die Zahlungen, die die MBS auf den 
Wechsel II und damit auf die Forderungen von 3 154,44 BM 
geleistet hat, ist § 367 BGB jedenfalls nicht unmittelbar 
anzuwenden. Benn in der Forderungsaufstellung über 3 154,44 B 
steht die Forderung auf Erstattung von Biskontspesen von 
23 BM selbständig, und nicht als Nebenforderung, neben den 
anderen Forderungen aus weiteren Lieferungen der Beklagten,
§ 367 BGB gilt aber nur für Nebenforderungen im Verhältnis 
zur Hauptforderung. Ob nicht in einem solchen Falle nach 
Sinn und Zweck des Gesetzes § 367 BGB entsprechend anzu­
wenden wäre, hat das Berufungsgericht nicht geprüft. Es 
braucht auch hier nicht entschieden zu werden. Ist § 367 BGB 
nicht ansuv/enden, dann war, was das Berufungsgericht eben­
falls nicht erörtert hat, die Frage, welche der in der Ge- 
samtauf Stellung enthaltenen mehreren Einzelforderungen durch
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die Teilzahlungen der MBS ab 5» Mai 1964 getilgt wurde, 
auf Grund des § 366 BGB zu beantworten. Die Revision meint, 
daraus ergebe sich ohne weiteres, daß auch die Spesenschuld 
von 23 DM bezahlt sei, weil alle Einzelforderungen der Be­
klagten aus der Gesamtaufstellung durch Eigentumsvorbe­
halte gesichert gewesen seien und deshalb nach § 366 Abs* 2 BGB 
die "dem Schuldner lästigere Schuld1', also die Spesenschuld 
von 23 DM zum Zuge komme. Dabei wird.aber übersehen, daß 
die Einzelforderungen der Beklagten dieser, worauf es nach .
§ 366 Abs* 2 BGB ankommt', nicht sämtlich die gleiche Sicher­
heit boten. In Wirklichkeit war die Spesenforderung von 
23 DM - im Gegensatz zu den anderen Kaufpreisforderungen - 
um ein Vielfaches Ubersichert, weil für sie der Eigentums­
vorbehalt an der 3rennschneidemaschine bestand, die das 
Hundertfache, nämlich über 2 300 DM gekostet hatte. Wäre 
also innerhalb der mehreren Kategorien des § 366 Abs, 2 BGB 
auf die der Sicherheit des Gläubigers abzustellen, so würde 
bei Teilleistungen der MBS die Spesenforderung, die der Be­
klagten als Gläubigerin die (verhältnismäßig) weitaus größte 
Sicherheit bot, erst an letzter Stelle rangieren und des­
halb noch nicht getilgt sein. Dies kann jedoch im Hinblick 
auf die besondere Pallgestaltung und den Sinn und Zweck 
der Gesamtregelung des § 366 BGB nicht als richtig ange­
nommen werden.

Nach § 366 BGB Abs. 1 kann der Schuldner mehrerer 
Forderungen, wenn seine Leistung nicht zur Tilgung sämt­
licher Schulden ausreicht, selbst bestimmen, welche Schuld 
(Schulden) getilgt wird (werden). Abs. 2 dieser Bestimmung 
enthält eine ergänzende Regelung für den Pall, daß der 
Schuldner eine solche Bestimmung weder ausdrücklich, noch
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stillschweigend (schlüssig) getroffen hat» Diese Regelung 
entspricht dem vermuteten, vernünftigen Parteiwillen 
(lJrman/westermann 4. Aufl. § 366 Anm. 2; vgl. auch Ennecceru 
Lehmann Schuldrecht, 14. Bearbeitung § 62 F.N. 6). Wider­
spricht jedoch ausnahmsweise die Reihenfolge der Kategorien 
des Abs„ 2 (Fälligkeit, Sicherheit der Forderung, Lästig­
keit, Alter der Schuld) ganz offensichtlich dem zu vermuten­
den vernünftigen Willen der Parteien, so korrigiert dieser 
nach Sinn und Zweck des Gesetzes die ergänzende gesetzliche 
Regelung«, So liegt der Fall hier. Die Wechselspesenforderung- 
von 23 DM war eine Nebenforderung zu der Kaufpreisforderung 
laut Rechnung vom 25. April 1963 für die Brennschneide- 
maochine. Die übrigen Forderungen, für die die MBS den 
Wechsel II gab, stammten sämtlich aus späteren Lieferungen 
^ab Mai 1963). Schon dies spricht für den Willen der MBS, 
zunächst die geringfügige WechselSpesenschuld aus der 
«älteren Lieferung zu begleichen und damit dieses Schuldver­
hältnis endgültig zu bereinigen. Noch stärker und geradezu 
zwingend spricht aber für einen solchen Geschäftswillen der 
MBS, daß durch die fast vollständige Tilgung der Kaufpreis­
schuld für die Brennschneidemaschine ein ungewöhnliches 
Mißverhältnis zwischen Forderung und Sicherheit entstanden 
war: für die Spesenschuld von 23 DM haftete die Brennschneic 
mas chine mit einem Neuwert von rund 2 300 DM. Dieses Mißver­
hältnis bestehen zu lassen, konnte unmöglich dem für die Be­
klagte erkennbaren Geschäftswillen der MBS entsprechen. Unte 
diesen Umständen gebieten es Sinn und Zweck des § 366 BGB, 
den eindeutigen Willen des Schuldners maßgeblich sein zu las 
Entgegen der Ansicht des Berufungsgerichts ist deshalb die 
ganze Kaufpreisschuld der MBS, einschließlich d?r V/echsel- 
spesen von 23 DM, schon am 5. Mai 1964 (1. Teilzahlung auf 
den Wechsel II) getilgt worden. Demnach wurde schon zu diese 
Zeitpunkt die MBS und über --‘e gemäß § 185 Abs. 2 BGB der
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Kläger Eigentümer der Brennschneidemaschine. Der Kläger kann 
deshalb gemäß § 771- ZPO der am 13. März 1963 erfolgten 
Pfändung widersprechen.

Demgemäß war gemäß § 564 ZPO unter Aufhebung des ange­
fochtenen Urteils und unter entsprechender Abänderung des Ur­
teile des Landgerichts auch die Zwangsvollstreckung ih die 
Brennschneidemaschine für unzulässig zu erklären.

Die Kostenentscheidung beruht auf §§ 91? 92 ZPO, die 
Entscheidung über die vorläufige Vollstreckbarkeit auf 
§ 708 Nr. 3 ZPO.
Dr. Haidingor Br. Gelhaar Dr. Mezger

Mormann Braxmaier
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